
zur Teilbeschäftigung: Um in allen Fällen der Berufs­
tätigkeit von Frauen die gesellschaftlichen und persön­
lichen Interessen in Übereinstimmung zu bringen, soll 
denjenigen Frauen, die durch familiäre Pflichten vor­
übergehend verhindert sind, ganztägig zu arbeiten, die 
Möglichkeit geschaffen werden, ihr Recht auf Arbeit 
durch Teilbeschäftigung wahrzunehmen. Zwar ist 
grundsätzlich davon auszugehen, daß der Einfluß der 
Arbeit auf die Entfaltung sozialistischer Persönlichkei­
ten erst mit der Vollbeschäftigung allseitig wirksam, 
wird und daß ein gesellschaftliches Interesse an der 
Vollbeschäftigung auch deshalb besteht, weil sie Kon­
tinuität und höchste Effektivität der Arbeit besser ge­
währleistet. Der gegenwärtige Stand der gesellschaft­
lichen Entwicklung und sich daraus ergebende be­
stimmte Widersprüche, die zwischen der Berufstätig­
keit der Frau einerseits und ihren familiären Pflichten, 
besonders ihrer Aufgabe als Mutter andererseits noch 
in Erscheinung treten können, erfordern jedoch, Mög­
lichkeiten der Teilbeschäftigung zuzulassen./22/ Sie sind 
notwendig und vorübergehend auch für die Frau und 
für die Gesellschaft vorteilhafter als gar keine Berufs­
tätigkeit. Deshalb sollen die Betriebe in begründeten 
Fällen eine Teilbeschäftigung ermöglichen, z. B. wegen 
der Anzahl der Kinder, beim Fehlen von Krippen- oder 
Kindergartenplätzen, bei vorübergehenden gesundheit­
lichen Schwierigkeiten, die das Leistungsvermögen min­
dern, bei schwachen Leistungen der Kinder in der Schule 
oder bei notwendiger Pflege von Familienangehörigen. 
Jedoch sollte bei allen Vereinbarungen über eine Teil­
beschäftigung deren zeitliche Begrenzung, d. h. eine vor­
übergehende Teilbeschäftigung, angestrebt werden, um 
rechtzeitig die materiellen und ideellen Voraussetzungen 
für eine Ganztagsarbeit zu schaffen.

Gesundheits- und Arbeitsschutz der werktätigen Frauen

Die Verwirklichung der gleichberechtigten Teilnahme 
der werktätigen Frauen am Arbeitsprozeß wird auch 
durch besondere Schutzvorschriften gewährleistet, die 
durch physische und psychische Besonderheiten der Frau 
bedingt oder im Zusammenhang mit der Mutterschaft 
erforderlich sind. Es ist ein Hauptanliegen der soziali­
stischen Gesellschaft, für alle Werktätigen solche Ar- 
beits- und Lebensbedingungen zu schaffen, die ein ge­
sundes und sicheres Arbeiten ermöglichen. Das ist eine 
unabdingbare Voraussetzung für die harmonische Ent­
wicklung der Werktätigen und stellt zugleich einen 
bedeutsamen effektivitätswirksamen Faktor dar.

/22/ Vgl. hierzu I. Lange, a. a. O., S. 14 f.

Zur Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau 
gehört es, solche Bedingungen zu schaffen, die die bio­
logischen Besonderheiten der Frauen weitestgehend be­
rücksichtigen. Die Rechtsvorschriften des Gesundheits­
und Arbeitsschutzes (§ 129 Abs. 1 GBA und ASAO 5 — 
Arbeitsschutz für Frauen und Jugendliche — vom 9. Au­
gust 1973 [GBl. I S. 465]) regeln diese Bedingungen und 
verpflichten die staatlichen Leiter, zusätzliche Aufgaben 
im Rahmen des Gesundheits- und Arbeitsschutzes der 
Frauen zu erfüllen.
Die Schutzvorschriften des Arbeitsrechts für werktätige 
Frauen berücksichtigen weiterhin die Besonderheiten 
der Frauen im Zusammenhang mit Schwangerschaft, 
Geburt eines Kindes und Pflege der Kinder (§§ 129 if. 
GBA). Sie dienen sowohl dem Schutz der werktätigen 
Frau als auch der harmonischen Entwicklung der Kin­
der und der Familien. Deutlich zeigt sich diese Einheit 
z. B. beim Kündigungsverbot für Schwangere und Müt­
ter bis zum Ablauf des sechsten Monats nach der Nie­
derkunft (§ 133 GBA) oder in dem Recht auf unbezahlte 
Freizeit, längstens bis zum Ende des ersten Lebensjah­
res des Kindes (§131 Abs. 4 GBA). §130 Abs. 1 GBA 
verbietet ausdrücklich Überstunden und Nachtarbeit 
für Schwangere und stillende Mütter. Diese Bestimmung 
ist eine eindeutige Schutzvorschrift für die Frau, wäh­
rend § 130 Abs. 2 GBA, wonach Frauen beim Fehlen 
ausreichender Betreuung von Kindern unter 6 Jahren 
oder von pflegebedürftigen Familienangehörigen Über­
stunden und Nachtarbeit ablehnen können, dem Schutz 
der Pflegebedürftigen dient. Das GBA verbietet jedoch 
Überstunden und Nachtarbeit der Frauen nicht generell. 
Das ist schon aus volkswirtschaftlichen Gründen (z. B. 
zur vollen Maschinenauslastung) nicht möglich. Vor 
allem aber würde ein solches Verbot der gleichberech­
tigten Beteiligung der Frau an solchen Berufen ent­
gegenstehen, die mit dem wissenschaftlich-technischen 
Fortschritt eng verbunden sind.

*

Aus Raumgründen konnte hier nur an einigen grund­
legenden Aufgaben des sozialistischen Arbeitsrechts 
dargestellt werden, daß in der DDR die Gleichberech­
tigung der Frau im Arbeitsprozeß gesetzlich garantiert 
ist und durch das Recht — besonders im Prozeß der 
Rechtsverwirklichung — ständig den qualitativ weiter 
entwickelten Bedingungen entsprechend vervollkomm­
net wird. Das gilt gleichermaßen auch für alle Einzel­
aufgaben, die der Förderung der tatsächlichen Gleich­
stellung von Mann und Frau dienen.

Dr. WILLI MASER, Hauptabteilungsleiter im Ministerium der Justiz 
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Entwicklung und Förderung der Frauen in den Justizorganen der DDR
Die Frauen in der DDR haben einen bedeutenden An­
teil am Aufbau des Sozialismus. Ohne ihre aktive und 
schöpferische Mitwirkung wäre die Gestaltung der ent­
wickelten sozialistischen Gesellschaft undenkbar. „Es 
ist in der Tat eine der größten Errungenschaften des 
Sozialismus, die Gleichberechtigung der Frau in unse­
rem Staat sowohl gesetzlich als auch im Leben weit­
gehend verwirklicht zu haben.“/!/
Das gilt auch für die Frauen in den Justizorganen der 
DDR, die gemeinsam mit ihren männlichen Kollegen 
Hervorragendes leisten und die moralische Überlegen­
heit unserer fest im Volk verwurzelten Justiz über 
die bürgerliche Klassenjustiz beweisen./2/
Die gleiche Rechtsstellung von Mann und Frau in der 
Justiz und die Aufmerksamkeit, die der Verwirklichung 
des Grundsatzes der Gleichberechtigung entgegenge-

/I/ E. Honecker, Bericht des Zentralkomitees an den vm. Par­
teitag der SED, Berlin 1971, S. 62. Vgl. auch H. Kuhrig, „Gleich­
berechtigung von Mann und Frau — unveräußerliches Prinzip 
der sozialistischen Gesellschaft“, NJ 1975 S. 527 ft.
/2) Vgl. hierzu W. I. Lenin, „Erster Absatz des Programm­
punkts über das Gericht“, in: Werke, Bd. 29, Berlin 1961, S. 115.
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bracht wird, drückt sich schon in dem hohen Anteil 
der Frauen aus, die zum rechtswissenschaftlichen Stu­
dium zugelassen werden. In den Jahren 1972 bis 1974 
betrug an der Sektion Rechtswissenschaft der Hum­
boldt-Universität Berlin und an der Sektion Staats­
und Rechtswissenschaft der Friedrich-Schiller-Universi- 
tät Jena, an denen die Kader für die Justizorgane aus­
gebildet werden, der Anteil der immatrikulierten weib­
lichen Studierenden (in Prozent):

Jahr Berlin Jena

1972 64,5 44,9
1973 73,1 68,3
1974 72,2 44,2

Auf dem VIII. Parteitag der SED wurde auch darauf 
hingewiesen, dem Einsatz von Frauen als einer wich­
tigen Seite der Kaderarbeit größere Beachtung zu schen- 
ken./3/ Diese Orientierung der Parteiführung wird von

tsf vgl. E. Honecker, a. a. O., S. 91.


